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Kärntner Gemeindebund

Klagenfurt, Gabelsbergerstraße 5/1


Gemeinde

Anschrift
Datum:       

Geschäftszahl:

Sachbearbeiter
:

Kontaktdaten:

Herrn/Frau/Firma
Adresse
Bescheid

Auf Antrag des …..…………… vom …………………… ergeht nachstehender 
Spruch
1.
Herrn / Frau ………………………(Name, Geb. Datum, Anschrift des / der Antragstellerin), 

Der ……………. (Juristischen Person, FN-Nummer, Firmensitz, Geschäftsanschrift), vertreten durch ………………………………………….(Geschäftsführer),

Dem Verein ……………………. (Name des Vereines, ZVR-Zahl, Anschrift) vertreten durch...… Obmann),
wird  die Bewilligung zur Durchführung  der bewilligungspflichtigen  Veranstaltung ………… (Bezeichnung der Veranstaltung),  am Veranstaltungsgelände in ………(Postanschrift und /oder Grundstücks und KG. Nr.) für die Zeit …………….. (Tag(e), Monat, Jahr, Uhrzeit) gemäß § 6 Abs. 1lit. ……..
 und Abs. 4 in Verbindung mit § 19 Abs. 2 lit. a  des Kärntner Veranstaltungsgesetzes 2010, K-VAG 2010, LGBl.Nr. 117/2020,  

e r t e i l t .

Folgende, mit einem Genehmigungsvermerk versehene Projektunterlagen bilden einen integrierten Bestandteil dieser Bewilligung:

(zB Ansuchen)

(zB Sicherheitskonzept)

…………………..
Veranstaltungspolizeiliche Auflagen
:

………………..

………………..
Bei Durchführung der Veranstaltung sind die Bestimmungen des Kärntner Veranstaltungs-gesetzes, K-VAG 2010, LGBl.Nr. 117/2020 sowie die Auflagen und Bedingungen de Veranstaltungsstättengenehmigung des/der…………….(Behörde)…, vom……………,Zahl………………..…, einzuhalten.

2.
Der Antragsteller ist verpflichtet, hierfür gem. der §§ 77 und 78 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes – AVG, BGBl. Nr. 51/1991 zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 58/2018 folgende Kommissionsgebühren und Verwaltungsabgaben innerhalb von …… Tagen ab Rechtskraft dieses Bescheides, mittels beiliegenden Zahlscheins an die Gemeindekasse zu entrichten: 


Landesverwaltungsabgabe
TP
€
……

Gemeindeverwaltungsabgabe
TP
€
…….

Kommissionsgebühr ……

TP
€
…….

Gesamt

€
…….
Vermerk: 

Zusätzlich sind an Bundesgebühren gem. dem Gebührengesetz – GebG. BGBl. Nr. 267/1957, zuletzt in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 104/2019, zu entrichten: 



……………..
 
€
…….


……………..

€
       …….
Begründung

Mit Eingabe vom ………. hat Herr / Frau / Juristische Person / Verein ………………., vertreten durch ………., um die veranstaltungsbehördliche Bewilligung der Veranstaltung ………….. in …………. Für den Zeitraum …………………….. angesucht. 
Gemäß § 6 Abs. 1 lit. j 1. Fall K-VAG 2010 bedürfen Veranstaltungen im Sinne des § 7 Abs 2, die nicht unter lit a bis lit g fallen, und deren Durchführung im Falle des § 7 Abs 2 lit c Z 1 in den Zeitraum von 2.00 Uhr bis 6.00 Uhr fallen – einer Bewilligung.
 

In der Bewilligung sind erforderlichenfalls Auflagen, Bedingungen und Befristungen unter Bedachtnahme auf die in § 3 K-VAG 2010 genannten Erfordernisse für die Durchführung von Veranstaltungen vorzuschreiben. Durch Bedingungen und Auflagen darf das Wesen der geplanten Veranstaltung nicht verändert werden.

Liegen die Voraussetzungen für die Bewilligung einer Veranstaltung nicht vor, hat die Behörde die Bewilligung mit Bescheid zu versagen. Eine Versagung der Bewilligung darf nicht erfolgen, wenn sich die Voraussetzungen für die Durchführung der Veranstaltung durch Auflagen, Bedingungen oder Befristungen herstellen lassen. 

Nach § 3 K-VAG 2010 sind Veranstaltungen so durchzuführen und die hierfür verwendeten Veranstaltungsstätten und Veranstaltungseinrichtungen so zu verwenden und in Stand zu halten, dass sie dem Stand der Technik, insbesondere den bau-, sicherheits- und brandschutztechnischen sowie den hygienischen Erfordernissen entsprechen, weder das Leben oder die Gesundheit von Menschen noch die Sicherheit von Sachen, gefährden, – sofern es sich nicht um die Teilnehmer einer Veranstaltung und die Veranstaltungseinrichtung oder die Veranstaltungsstätte handelt – Menschen weder durch Immissionen (Lärm, Geruch, Rauch, Erschütterungen, Wärme, Lichteinwirkung oder Schwingungen) noch auf andere Weise unzumutbar beeinträchtigen und keine Störung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit oder eine Verletzung sonstiger öffentlicher Interessen, insbesondere solcher des Jugendschutzes, des Naturschutzes oder des Tierschutzes erwarten lassen. 

Zur Wahrnehmung der behördlichen Aufgaben und Befugnisse im Zusammenhang mit der Bewilligung einer Veranstaltung ist nach § 19 Abs. 2 lit a K-VAG 2010 die Gemeinde zuständig, in deren Wirkungskreis die Veranstaltungsstätte liegt.

(Die für die Veranstaltungsbewilligung zuständige Behörde darf auf Grund der Bestimmungen des § 21 Abs. 2 K-VAG 2010 zur Sicherung des ordnungsgemäßen Ablaufes einer bewilligungspflichtigen Veranstaltung dem Veranstalter auf dessen Kosten mit Bescheid die Einrichtung eines ausreichenden Ordnerdienstes sowie eines Feuerschutz-, Rettungs- und ärztlichen Präsenzdienstes, welcher mit den nötigen Hilfsmitteln ausgestattet sein muss, auferlegen. 

Laut § 21 Abs. 3 K-VAG 2010 darf die für die Veranstaltungsbewilligung zuständige Behörde mit Bescheid gegenüber dem Veranstalter festlegen, ob und wie viele Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sie aus veranstaltungspolizeilichen Gründen zur Überwachung und zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Durchführung einer bewilligungspflichtigen Veranstaltung für notwendig erachtet. 

Werden seitens der örtlich zuständigen Sicherheitsbehörde weniger Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes bereitgestellt als in der Veranstaltungsbewilligung festgelegt ist, stellt dies keinen Verstoß gegen die Veranstaltungsbewilligung dar (§ 21 Abs. 3a K-VAG 2010).)
 

Die Behörde hatte aufgrund des Bewilligungsansuchens die Frage zu prüfen, ob die Durchführung der Veranstaltung ……………. in der geplanten Form den gesetzlichen Anforderungen entspricht und die beantragte Bewilligung erteilbar ist. 

(Hier sollte eine Beschreibung der Veranstaltung erfolgen und anschließend dargelegt werden, warum die Veranstaltung den Erfordernissen des K-VAG unterliegt).
Das durchgeführte Ermittlungsverfahren brachte als Ergebnis, dass bei plan- und beschreibungsgemäßer Durchführung die Voraussetzungen des § 6 K-VAG 2010 grundsätzlich vorliegen und die gänzliche Gesetzeskonformität durch die als notwendig erachteten und daher vorgeschriebenen, nicht wesensändernden Auflagen und Bedingungen hergestellt werden kann. Daher war die veranstaltungsbehördliche Bewilligung – unter Vorschreibung von Auflagen und Bedingungen – zu erteilen.

Vom Antragsteller ist gemäß TP A/1 der Gemeindeverwaltungsabgabenverordnung 2019, LGBl.Nr. 54/2019, eine Verwaltungsabgabe von € 5,50 zu entrichten. Weiters wird Herr / Frau / die………… gemäß §§ 76 und 77 AVG 1991 in der Fassung des Gesetztes BGBL. I. Nr. 58/2018 in Verbindung mit der Gemeindekommissionsgebührenverordnung 2019, LGBl.Nr. 100/2019 verpflichtet, für die örtliche mündliche Verhandlung am ………. eine Kommissionsgebühr im Betrag von € ….
 zu entrichten.

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.
Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid ist das Rechtsmittel der Berufung zulässig, die binnen zwei Wochen vom Tage der Zustellung gerechnet, beim Gemeindeamt …………., Adresse, schriftlich oder in jeder anderen technisch möglichen Form eingebracht werden kann. Die Einbringung mit E-Mail ist jedoch nur insoweit zulässig, als für den elektronischen Verkehr zwischen der Gemeinde …………… und den Parteien nicht besondere Übermittlungsformen vorgesehen bzw. etwaige technische Voraussetzungen oder organisatorische Beschränkungen des elektronischen Verkehrs im Internet bekannt gemacht sind.

Dabei ist zu beachten, dass die Einbringung außerhalb der Amtsstunden bis zum Wiederbeginn der Amtsstunden unwirksam bleibt (Gefahr der Fristversäumnis). Die mit jeder Übermittlungsart verbundenen Risiken trägt der Absender (z.B. Übertragungsfehler, Verlust des Schriftstückes etc.). Die Postaufgabe der Berufung an die Gemeinde ……………….. innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung des Bescheides gilt als rechtzeitig.

Die Berufung hat den Bescheid zu bezeichnen, gegen den sie sich richtet und einen begründeten Berufungsantrag zu enthalten. 

Eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Berufung hat aufschiebende Wirkung. Diese kann jedoch ausgeschlossen werden, wenn nach Abwägung der berührten öffentlichen Interessen und Interessen anderer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die Ausübung der durch den angefochtenen Bescheid eingeräumten Berechtigung wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist. 

Für die Berufung ist eine Gebühr zu entrichten, diese richtet sich nach der Höhe der Gebühr für die Eingabe oder den Antrag (allfällige Gebührenbefreiung). Im Regelfall beträgt die Gebühr für die Berufung € 14,30 und für die Beilagen € 3,90 pro Bogen, höchstens € 21,80 pro Beilage. Die Gebührenschuld entsteht in dem Zeitpunkt, in dem die Erledigung über die Berufung zugestellt wird.

Ergeht an:

1. Partei
2. Örtlich zuständige Sicherheitsbehörde

      ………………………………………………
Der Bürgermeister:
� Aus Gründen der Lesbarkeit wird auf die Verwendung geschlechtsspezifischer Formulierungen verzichtet. Soweit personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Männer und Frauen in gleicher Weise.


� Je nachdem um welche Veranstaltung es sich handelt, ist die konkrete Litera anzuführen.


� Als Auflage kann insbesondere die Einrichtung eines Ordnerdienstes sowie eines Feuerschutz-, Rettungs- und ärztlichen Präsenzdienstes für alle oder bestimmte Arten von Veranstaltungen, sofern dies aus einem der in § 3 Abs. 4 genannten Gründe erforderlich ist, vorgeschrieben werden. Durch Bedingungen und Auflagen darf das Wesen der Veranstaltungsstätte oder Veranstaltungseinrichtung nicht verändert werden.


� Zu den vorzuschreibenden Verwaltungsabgaben und Kommissiongebühren siehe Handbehelf „Verwaltungsabgaben und Gebühren“, 7. Auflage 


� Dauer der Amtshandlung außerhalb des Amtes; Anzahl der angefangenen halbe Stunden anführen


� Hier könnte man die betreffende Art der Veranstaltung anführen.


� Die Landesregierung darf Gemeinden und Bezirksverwaltungsbehörden auf deren Antrag mit der Durchführung von Verfahren betreffend die Bewilligung von Veranstaltungen gemäß § 6 Abs. 1 lit. b sowie betreffend die Genehmigung der hierzu erforderlichen Veranstaltungsstätten oder Veranstaltungseinrichtungen mittels Verordnung oder Verfahrensanordnung betrauen und diese ermächtigen an Stelle der Landesregierung in eigenem Namen und als zuständige Behörde zu entscheiden. 





� Bei diesen drei Absätzen handelt es sich um Behördenbefugnisse, die bei Veranstaltungen angewendet werden können.


� Amtsorgane, ½ Stunde à € 15,00





 


